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Vorwort
Die Zahl der Geflüchteten und Asylsuchenden in Deutschland hat 2015 massiv zu-

genommen.  Bedingt durch Kriege, Terror und Unterdrückung haben fast eine Mil-

lion Menschen hier Schutz  gesucht. Dadurch wird die deutsche Gesellschaft und

auch die Gewerkschaftsjugend vor große Herausforderungen gestellt. Während sich

auf der einen Seite tausende Menschen ehrenamtlich engagieren und dabei helfen,

die Geflüchteten willkommen zu heißen, haben auf der anderen Seite rassistische

Übergriffe, Aufmärsche sowie Demonstrationen zugenommen und die politischen

 Debatten haben sich nach rechts verschoben. Es droht ein gesellschaftliches Klima

der Intoleranz, von Ausgrenzung und Demokratiefeindlichkeit, denen wir entgegen-

treten müssen. 

In diesem Blickpunkt wollen wir euch einen Überblick über die aktuellen Flucht -

bewegungen, die Fluchtgründe der Menschen sowie das deutsche Asylsystem und

die Lebensbedingungen der Geflüchteten in Deutschland geben. Weiter werden

 Aktionsmöglichkeiten und Argumentationsstrategien für uns Gewerkschafter_innen vorgestellt, um zu verhindern, dass

 Rassismus und Ausgrenzung weiter um sich greifen. Wir wollen mit euch dazu beitragen, dass schutzsuchende Menschen hier

ein neues  Zuhause finden können und Deutschland weiter ein offenes, demokratisches Land bleibt, in dem die Menschenrechte

geachtet werden und alle gut leben können. 

Florian Haggenmiller, DGB-Bundesjugendsekretär
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Laut dem UN-Flüchtlingswerk befinden sich weltweit 60 Millionen

Menschen auf der Flucht. Die meisten Flüchtenden sind aktuell

 syrische Staatsangehörige, gefolgt von Afghan_innen und Somalis

sowie Eritreer_innen. Die Länder, die absolut am meisten Flüch-

tende aufnehmen, sind die direkten Nachbarstaaten Libanon, Tür-

kei, Iran, Pakistan und Äthiopien. Spätestens seit Sommer 2015 ist

in Deutschland klargeworden, dass die Anzahl Flüchtender rapide

zunimmt. Für das gesamt Jahr wird davon ausgegangen, dass rund

eine Million Asylsuchende die deutsche Grenze überquert haben.

Damit hat sich die Zahl im Vergleich zu 2014 fast verdreifacht, zu

2013 verfünffacht. Die Gründe, innerhalb oder außerhalb des Hei-

matlandes zu flüchten, sind vielzählig: Die Hauptursachen sind Dis-

kriminierung im eigenen Land, materielle Existenznot, Krieg und

Umweltzerstörung. Der DGB-Bundesjugendausschuss hat in seiner

Resolution zum Thema Flucht beschlossen: »Sie fliehen, weil ihr

Leben in ihrer Heimat von Krieg, Terror und Gewalt bedroht ist. Sie

nehmen aus purer Verzweiflung überteuerte Hilfe in Anspruch, um

sich auf einen lebensgefährlichen Weg über das Mittelmeer zu ma-

chen. Oder sie legen zu Fuß Abertausende von Kilometern zurück,

um an den Grenzzäunen Europas zu stranden. Diejenigen, die es

nach Deutschland schaffen, werden bedauerlicherweise nicht

immer mit offenen Armen empfangen. Rassist_innen und Neonazis

gehen überall in Europa mit dumpfen Hassparolen gegen Men-

schen vor, die in größter Not ihr Land verlassen haben und in

Deutschland Hilfe suchen.« 

Dabei bleibt diese Hetze leider nicht nur verbal: 2015 wurden fast

1.000 Angriffe auf Asylunterkünfte verzeichnet. Das sind fünfmal so

viele Angriffe wie 2014. Auch hierzu bezieht die DGB Jugend in

ihrer Resolution Stellung: »[Die] steigenden Zahlen von Ausschrei-

tungen gegen Geflüchtete und ihre Unterkünfte [zeigen] wie wich-

tig und vielleicht notwendiger denn je der Protest gegen rassisti-

sche Hetze ist, die der Nährboden für rechte Gewalt ist. Mit ihrer

antirassistischen Arbeit in den Betrieben, Verwaltungsstellen und

Bildungszentren leisten die Gewerkschaften schon heute einen we-

sentlichen Beitrag dazu, das friedliche Zusammenleben, unabhän-

gig von Herkunft, Beruf, Hautfarbe, Geschlecht oder Religion zu si-

chern. Die Gewerkschaftsjugend unterstützt bereits heute auf allen

Ebenen Gegenproteste zu Kundgebungen von Neonazis vor Flücht-

lingsunterkünften und wird sich künftig in ihrer Antirassismusarbeit

stärker dem Themenfeld ›Asyl und Flucht‹ widmen.«

Gegen Rassismus hilft vor allem eines: Solidarität! Als im Sommer

2015 Züge mit Geflüchteten in München und anderen Städten

eintrafen, war die Hilfsbereitschaft der Zivilbevölkerung überwäl-

tigend: Hunderte begrüßten die Ankommenden an den Bahnhö-

fen und leisteten unmittelbare Hilfe. Tausende Ehrenamtliche ar-

beiten in ihrer Freizeit in Geflüchtetenunterkünften, Beratungs-

stellen und Kleiderkammern. Anstatt gegeneinander zu arbeiten

und auf die rassistische Hetze reinzufallen, ist Solidarität und Un-

terstützung die dringendste Losung in der gegenwärtigen Situa-

tion. Nicht nur die Solidarität und Unterstützung gegenüber der

hilfebedürftigen Gruppe der Asylsuchenden ist notwendig, son-

dern auch die Erkenntnis, was uns verbindet: Bessere Bildung für

alle, menschenwürdige Unterbringung und bezahlbarer Wohn-

raum, Kulturangebote für jeden sowie sichere und gut bezahlte

Ausbildungsplätze können nur gemeinsam erstritten werden. Die

Trennung der Bevölkerung in Einheimische und Migrant_innen, in

Beschäftigte und Erwerbslose, in Fachkräfte und Ungelernte steht

dem im Weg.

Deshalb sagen wir: Wir heißen Geflüchtete Willkommen!

› Wir treten dem Rassismus, der zurzeit in Deutschland und Europa

vermehrt auftritt, entschieden entgegen!

› Wir setzen uns ein für eine Willkommenskultur in der Gesell-

schaft, im Bildungs-, Ausbildungs- und Arbeitsmarkt!

Einleitung: 
»Refugees Welcome«
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Aus dem Lateinischen übersetzt bedeutet Migration »Auswandern«

oder »Umzug«. Migrant_innen sind erst einmal alle Menschen, die

von einem zu einem anderen Ort ziehen. Vielleicht, weil es woan-

ders einen besseren Job oder bessere Bildungschancen gibt. Viel-

leicht, weil die Familie oder die große Liebe dort wohnt. Vielleicht

auch einfach nur, um etwas Neues kennenzulernen und ein Aben-

teuer zu erleben. Vielleicht aber auch, weil im eigenen Land Krieg

herrscht. Vielleicht, weil die eigene Religion oder Sexualität »die fal-

sche« ist. Vielleicht, weil man als Gewerkschafter_in verfolgt wird.

Oder vielleicht, weil man die eigene Familie nicht mehr ernähren

kann. 

Migration oder Flucht? Oder beides?

Migration um »einen besseren Job zu bekommen«, kann bedeuten,

dass ein Manager nach Kanada geschickt wird, um dort eine Au-

ßenstelle zu leiten, es kann aber auch bedeuten, dass philippini-

sche Frauen in ihrer Heimat keinen Job finden und in Saudi-Arabien

unter menschenunwürdigen Bedingungen als Hausangestellte

 arbeiten. Migration ist somit nur bis

zu einem gewissen Punkt freiwillig.

Flucht hingegen bedeutet immer

einen Zwang. All diese Gründe, ob

individuell oder gesellschaftlich

haben in der Geschichte immer wie-

der zu Migrations- und Fluchtbewe-

gungen geführt. Im Mittelalter flo-

hen Menschen vor religiöser Verfol-

gung, im Zeitalter der Industriali-

sierung wanderten Millionen Euro-

päer_in nen in die USA aus, darun-

ter 5,5 Millionen Deutsche. Viele

davon wurden als Protestant_innen in ihrer Heimat verfolgt, andere

sahen eine Verbesserung ihrer Lebenssituation. Gleichzeitig führte

die Industrialisierung bereits im 19. Jahrhundert auch dazu, dass

hunderttausende polnischstämmiger Arbeiter_innen in das Ruhrge-

biet einwanderten. Während der Nazizeit in Deutschland mussten

Jüdinnen und Juden, Regimekritiker_innen und

Gewerkschafter_innen vor der Verfolgung durch die Nazis fliehen.

Nach dem Zweiten Weltkrieg warb die Bundesrepublik aktiv um

Gastarbeiter_innen aus Italien, Spanien, Griechenland und der Tür-

kei. 

Das Recht auf Asyl und die Genfer Konventionen

Ziel der flüchtenden Menschen ist Asyl, also ein Zufluchtsort, der

Schutz vor Gefahr und Verfolgung bietet. Das Recht auf Asyl ist ein

Menschenrecht, in Artikel 14 der UN Charta für Menschenrechte

wurde 1948 festgehalten: »Jeder hat das Recht, in anderen Ländern

vor Verfolgung Asyl zu suchen und zu genießen.« 1951 wurde dann

die Genfer Flüchtlingskonvention unterzeichnet, und mit einem er-

gänzenden Protokoll von 1967 bildet es die Grundlage internatio-

naler Flüchtlingsrechte. In der Konvention ist unter anderem verein-

bart, dass Geflüchtete nicht an den Ort zurückgeschickt werden

dürfen, an dem ihnen Verfolgung droht, ihnen Schutz gewährleistet

werden muss, dass von Personen, die vor Verfolgung fliehen, nicht

erwartet werden kann, dass sie beim Verlassen ihres Landes oder

der Einreise in ein anderes Landes alle Vorschriften einhalten und

dass der Schutz Geflüchteter einer intensiven internationalen Zu-

sammenarbeit bedarf. Somit ist nicht nur der Schutz von Geflüchte-

ten in der Konvention festgehalten, die Vereinbarung ist ein unmit-

telbarer Bestandteil des Kampfes um die globale Verwirklichung

von Menschenrechten und Grundrechten für alle, unabhängig von

Geschlecht, Herkunft, Religion, Ethnizität oder Sprache. 

Das Recht auf Asyl in Deutschland

Im Grundgesetz wurde das Asylrecht 1949 verankert, über Asylan-

träge entscheidet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

(BAMF). Bis 1993 war festgehalten, dass »politisch Verfolgte Asyl

genießen«, Ausnahmen gab es keine. Bis in die 1970er Jahre lagen

jährlich zwischen vier und zehntausend Asylanträge vor, ab 1978

wurden es stetig mehr bis zum vorläufigen Höhepunkt 1992 (ca.

400.000 Anträge). Bis 1978 kamen die Asylsuchenden vor allem

aus den Ostblockstaaten und ihre Aufnahmen wurden humanitär

begründet. Gleichzeitig wurden sie vor dem Hintergrund der Sys-

temkonkurrenz während des Kalten Krieges als Politikum der Sys-

temkonkurrenz bzw. -überlegenheit des kapitalistischen Westens

über den realsozialistischen Osten gehandelt. Ab dem Ende der

1970er Jahren waren es vor allem Menschen aus der sogenannten

»Dritten Welt«, die vor Hunger, Bürgerkriegen und Militärdiktaturen

flohen und in Deutschland Schutz suchten. Das Ende des real exis-

tierenden Sozialismus in den Ostblockstaaten und die Öffnung der

Annäherung an das Thema: 
»Niemand flüchtet freiwillig« 

»An den Krieg in meinem Heimatland Kosovo kann ich mich

gar nicht mehr richtig erinnern. Aber noch heute merkt man

davon so viel: Die Soldaten in den Straßen machen mir Angst, die

ganze Infrastruktur ist kaputt und niemand weiß, ob und wann

die wieder aufgebaut wird. Ob ich einen Beruf finde weiß ich

nicht, niemand meiner Freunde findet einen, es gibt keine Per-

spektiven. Ich will aber etwas aus meinem Leben machen.«

(Tomi, 19)

» In Syrien wurde unser Haus zerstört, das einzige was ichnoch habe, war das, was ich an dem Tag bei mir hatte. Inmeiner Heimatstadt ist jetzt der IS, dahin kann ich nicht zurück.Ich habe den Kontakt zu Freunden und Familienmitgliedern verloren und weiß nicht, ob sie noch leben. Ich hoffe, dass ich irgendwann zurück nach Hause kann!« (Aram, 27)
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Grenzen rief eine neue große Migrationsbewegung hervor. Men-

schen aus der ehemaligen Sowjetunion und dem zerfallenden Jugo-

slawien ersuchten um Aufnahme in Deutschland. Begleitet wurden

die Asylverfahren mit massiver rassistischer Hetze, einem Wachstum

von Neonazibewegungen und Übergriffen auf Migrant_innen. Trau-

rige Höhepunkte waren die Pogrome in Rostock-Lichtenhagen, Hoy-

erswerda und Mölln und nicht zu vergessen der Mord an einer tür-

kischen Familie in Solingen.

Der Asylkompromiss

»Dies ist ein Sieg der Straße und eine Niederlage des Rechtsstaa-

tes«, kommentierte die Flüchtlingsorganisation Pro Asyl 1993 die

Änderung des Asylrechts. Von rechten Bewegungen unter Druck ge-

setzt verabschiedeten CDU, SPD und FDP den sogenannten Asyl-

kompromiss, die Einschränkung des Grundrechts auf Asyl. Der Asyl-

kompromiss sieht vor, dass nur noch die Menschen in Deutschland

Asylrecht genießen, die nicht über sichere Drittstaaten eingereist

sind, oder nicht aus sicheren Herkunftsländern kommen. Wer über

einen sicheren Drittstaat nach Deutschland eingereist ist, bekommt

kein Asyl, sondern muss den Antrag in dem Land stellen, das auf

der individuellen Flucht das erste sichere war (Das sogenannte

Dublin II Verfahren). Sichere Drittstaaten sind nach deutschem

Recht die Staaten, in denen die Einhaltung der Genfer Flüchtlings-

konvention und der Europäischen Menschenrechtskonvention si-

chergestellt sind. Das gilt für alle EU Staaten, sowie Norwegen und

die Schweiz. Da Deutschland von sicheren Drittstaaten umgeben

ist, können nur diejenigen einen Asylantrag stellen, die nicht über

den Landweg einreisen. Sichere Herkunftsstaaten wiederum sind

Staaten, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass dort

keine politische Verfolgung oder unmenschliche Behandlung statt-

findet. Bis November 2015 waren das die EU-Mitgliedsstaaten,

Bosnien und Herzegowina, Ghana, Mazedonien, Senegal und Ser-

bien. 2015 sind dann Albanien und der Kosovo als sicher erklärt

worden. Geflüchtete aus diesen Ländern genießen in Deutschland

kein uneingeschränktes Asylrecht und müssen unmittelbar nach Ab-

lauf ihres Visums ausreisen oder werden abgeschoben.

Asyl und Abschiebung

Geflüchtete, die nicht als Asylberechtigte anerkannt werden, müs-

sen Deutschland innerhalb einer bestimmten Zeit (in der Regel

haben sie 30 Tage Zeit) verlassen. Tun sie das nicht, werden sie »ab-

geschoben«: Das bedeutet, dass sie gezwungen werden, das Land

zu verlassen, was oft mit Hilfe der Polizei umgesetzt wird. Nicht ab-

geschoben werden können Menschen, deren Ausweispapiere feh-

len, die krank oder schwanger sind oder deren Herkunftsland sie

nicht einreisen lässt. In diesem Fall bekommen sie eine Duldung

und dürfen vorerst in Deutschland bleiben. Wie lange und unter

welchen Umständen ist dabei ungewiss. 

»Serbien ist kein reiches Land. Meine Familie aber hatte

nichts. Wir wohnten in einem Slum mit anderen Roma,

meistens hatten wir kein Strom oder Wasser. Ich und meine El-

tern sammelten Müll, wir konnte Papier und Plastik an große Re-

cyclingfirmen verkaufen. In die die Schule bin ich nur selten ge-

gangen, dort wurde ich von Lehrern und Mitschülern diskrimi-

niert. Ich habe mich auf den Weg nach Deutschland gemacht,

weil ich in Serbien ausgegrenzt werde und Angst habe zu verhun-

gern.« (Ana, 23)

» Alle Welt redet heute über den Islamischen Staat. Aber inmeiner Heimat sind die Taliban de facto noch immer an derMacht. Sie terrorisieren, es gibt Anschläge. Man weiß nie, wasals Nächstes passieren wird. Viele junge Menschen schließen sichihnen an, weil das der einzige Ausweg aus der wirtschaftlichschlechten Situation in unserem Land ist. Ich will nicht, dassmeine Kinder in so einem Land aufwachsen müssen. Ich willnicht jeden Nachmittag hoffen müssen, dass sie unversehrt nachHause kommen.« (Mustafa, 34)
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Hilfsmittel und Argumente: 
»Von wegen das Boot ist voll!«

›Über 60 Millionen Menschen sind 2015 auf der Flucht. Davon fliehen die meisten inner-

halb ihres Landes (Binnenflüchtlinge). Nächstes Ziel sind dann die unmittelbaren Nach-

barländer. Die meisten syrischen Flüchtenden leben momentan in der Türkei, dem Libanon

oder in Jordanien. 86 Prozent der Flüchtenden leben derzeit in sogenannten »Entwicklungsländern«, die wenigs-

ten kommen nach Europa!

! »Wir in Europa können doch nicht

die ganze Welt aufnehmen!«

›143 Euro Taschengeld bekommen Asylsuchende zurzeit. In Zukunft soll das noch weniger werden, ver-

mehrt sollen Sachleistungen vergeben werden. Ihnen stehen sechs Quadratmeter Wohnraum zu, für

Arztbesuche und Jobsuche müssen sie sich immer die Erlaubnis vom Amt holen. Würdest du deine Selbst-

bestimmung für 143 Euro aufgeben? Würdest du dein Leben für 143 Euro, einen Platz in einer Turnhalle und

ohne die Erlaubnis arbeiten zu gehen aufgeben? Flüchtende suchen Schutz und nicht mickrige Sozialleistungen!

! »Die wollen doch nur

Sozialleistungen.«

›Deutschland ist ein reiches Land. Es gehört zu den größten Volkswirtschaften der

Welt. Es ist eine Frage des politischen Willens ob und wie Geflüchtete unterge-

bracht und integriert werden. Während der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009

war es möglich die Arbeitsorganisation innerhalb von kürzester Zeit auf Kurzarbeit umzustellen, es ist dann auch

möglich die Arbeit für Geflüchtete zu öffnen. Kommunen benötigen mehr Geld vom Bund um die Finanzierung

von Unterbringung und Versorgung zu gewährleisten. Es ist möglich, eine Million Besucher_innen des Oktober-

festes für einen Monat in einer Stadt zu beherbergen. Und da soll es nicht möglich sein, eine Million Geflüchtete

in ganz Deutschland unterzubringen?

! »Es reicht langsam. Wir haben keine

 finanziellen Mittel und keinen Platz mehr.«

›Durch den Begriff »Wirtschaftsflüchtlinge« werden zwei Gruppen von Geflüchte-

ten gegeneinander ausgespielt: Diejenigen, die vor Terror und Krieg fliehen und

diejenigen, die vor Hunger und Elend fliehen. Letzteren wird vorgeworfen, sie wollen

sich »hier nur ein schönes Leben machen«. Ihnen werden wirkliche Fluchtgründe abgesprochen. Krieg muss aber

nicht nur akut sein: Willst du in einem Land leben, dass von einem vorherigen Krieg verwüstet ist, wo es keine In-

frastruktur und keine Perspektiven gibt? Die Menschen fliehen und setzen bei einer Fahrt übers Mittelmeer ihr

Leben aufs Spiel, sie lassen alles hinter sich, nur damit man ihnen dann vorwirft, »sie wollen es nur besser

haben«. Ist es nicht legitim, vor menschenunwürdigen und bedrohlichen Lebensbedingungen zu fliehen? 

Jeder Mensch hat das Recht dazu!

! »Das sind doch keine »echten« Flüchtlinge,

sondern nur »Wirtschaftsflüchtlinge.«

›Politische Verfolgung, Krieg und Bomben, aber auch strukturelle Perspektivlo-

sigkeit und Hunger kann nicht individuell gelöst werden, sondern nur gesell-

schaftlich. Dafür brauchen Individuen Unterstützung und Hilfe. Das ist aber oft

ein langwieriger Prozess und wenn man jederzeit damit rechnet, dass das eigene Haus zerstört wird, ist es

schwer Geduld und Kraft aufzubringen. Es ist nachvollziehbar, wenn es dann vor allem darum geht, sich

selber und die, die man liebt, in Sicherheit zu bringen.

! »Die sollen in ihren Ländern bleiben und dafür

sorgen, dass sich die Lage dort verbessert.«
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›Asylsuchende dürfen die ersten drei Monate gar nicht arbeiten und danach nur, wenn es keine

anderen Deutschen oder EU-Bürger_innen gibt die für die Stelle qualifiziert sind. Erst nach 15

Monaten dürfen sie regulär arbeiten – und im Übrigen auch erst regulär Steuern zahlen, die im End-

effekt allen weiterhelfen.

! »Asylsuchende nehmen

Deutschen die Arbeit weg.«

›Stell dir vor, du verlässt dein Haus, deine Adresse, deine Fotos, deine Erinnerungsstücke. Mit

einem Smartphone kannst du davon einen Teil mitnehmen. Du bist für deine Freund_innen

und Familien beinahe kostenlos erreichbar. Während deiner Flucht kannst du nur begrenzt Ge-

späck transportieren. Würdest du da nicht auch dein Smartphone mitnehmen? In vielen Ländern hat das mobile

Internet außerdem eine andere Bedeutung: Festnetzanschluss und Computer wurden quasi übersprungen, durch

die massenhafte Verbreitung von Smartphones hat die globale Vernetzung erst Einzug in das Leben der Men-

schen dort gefunden.

! »Die sind gar nicht bedürftig,

die haben alle Smartphones!«

›Bestimmt gibt es welche, die keinen Sinn darin sehen, sich eine Basis in Deutschland aufzubauen. Ihr

Ziel ist es, so schnell es geht wieder zurück zu ihrer Familie oder zu ihren Freund_innen zu finden, so-

bald es die Sicherheitslage zulässt. Den anderen wird es aber auch nicht unbedingt leicht gemacht: Sie

dürfen nur eingeschränkt arbeiten, es gibt nicht genug Deutschkurse und vor allem leben sie nur unter Leidens-

genoss_innen. Da fällt es erstmal leichter, Anschluss zu finden, als in einer Gesellschaft, die Krieg und Elend vor

allem aus dem Fernseher und dem Geschichtsbuch kennt. Es gibt aber auch eine Reihe von Freizeitangeboten

und Initiativen, die darauf abzielen, »uns« und »die« zusammenzubringen. Schau doch mal vorbei!

! »Die wollen sich doch

gar nicht integrieren.«
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Der Großteil der Flüchtenden kommt aus Syrien, wo seit 2011 ein

blutiger Bürgerkrieg herrscht. Seit dem Auftreten des sogenannten

»Islamischen Staates« im Sommer 2014 hat sich die Lage der Bevöl-

kerung Syriens dramatisch verschärft, sodass immer mehr Men-

schen fliehen müssen. Circa 7,6 Millionen Syrer sind auf der Flucht,

die meisten haben in der Türkei, dem Libanon oder Jordanien

Schutz gesucht, einige finden sogar eine neue Heimat in Kanada.

Viele Syrer_innen machen sich auf den gefährlichen Weg nach

Europa, um vor Verfolgung sicher zu sein. Die anderen großen

Gruppen, die in Deutschland ankommen, sind laut BAMF Iraker_in -

nen und Afghan_innen. In ihren Ländern herrscht aktuell zwar off-

ziell kein Bürgerkrieg, es gibt dort allerdings in bestimmten Regio-

nen bewaffnete Auseinandersetzungen und die Bevölkerung ist Ter-

ror und Gewalt ausgesetzt. Eine weitere große Gruppe kommt aus

Eritrea, sie fliehen vor allem vor der Diktatur und der Folter in ihrem

Land. In den Balkanländern herrscht zwar momentan weder ein

Diktator noch Bürgerkrieg, dennoch können viele ihr Leben dort

aufgrund großer materieller Not nicht fortführen. Der Jugosla-

wienkrieg in den 1990er Jahren hat noch immer Auswirkungen

auf die Bildungs- und Lebenschancen der Menschen vor Ort. Vor

allem Roma werden dort verfolgt, diskriminiert und von einem

Großteil des gesellschaftlichen Lebens ausgeschlossen.

Die Situation in anderen Aufnahmeländern

Bevor wir uns die Lage in Deutschland ansehen, wollen wir einen

Blick auf andere sogenannte »Aufnahmeländer« werfen. Denn

wenn behauptet wird, Deutschland würde alle Syrer_innen, alle

Flüchtenden aufnehmen und jetzt seien mal die anderen an der

Reihe, dann stimmt das nicht: Die Türkei nimmt im Frühjahr 2016 in

absoluten Zahlen die meisten Flüchtenden auf (2,7 Millionen), ge-

folgt von Pakistan (1,5 Millionen) und dem Libanon (1,1 Millionen)

[UNHCR]. Der Libanon ist dabei flächenmäßig halb so groß wie

Hessen!

Viele der Geflüchteten leben dort in sogenannten Flüchtlingscamps:

In den Lagern leben die Menschen auf engsten Raum, es fehlt an

Nahrung, Hygiene und medizinischer Versorgung. Kinder und Ju-

gendliche können keine Schulen besuchen und es kommt innerhalb

der Lager immer wieder zu Konflikten. Die Menschen haben keiner-

lei Perspektive – manche flüchten weiter in Richtung Europa, an-

dere radikalisieren sich, und die Konflikte werden immer dramati-

scher. Die internationalen Hilfsorganisationen arbeiten in den La-

gern am Limit, es wird doppelt so viel finanzielle Hilfe gebraucht

wie vorhanden ist. Jedoch haben bis auf die Niederlande alle EU-

Staaten ihre finanzielle Unterstützung gesenkt oder ganz zurückge-

zogen. Hinzu kommt, dass nicht alle in den Camps untergebracht

sind. In Jordanien beispielsweise leben laut UNHCR ca. 84 Prozent

der Geflüchteten außerhalb der Camps, sie haben keinen Zugang

zu Versorgung und leben unterhalb der Armutsgrenze. Bei solchen

Bedingungen ist es nicht verwunderlich, wenn die Menschen ihr

Hab und Gut zusammenkratzen und sich auf den Weg nach Europa

machen.

Festung Europa: Von Routen und Schleppern

Doch wie kommen die Flüchtenden nach Europa? Am einfachsten

ist es mit dem Flugzeug: Wer mit dem Flugzeug einreisen will,

 besorgt sich z.B. ein Touristenvisum und bleibt dann einfach in

Deutschland. Die wenigsten aber können überhaupt per Flugzeug

einreisen, obwohl die Flüge nur ein Bruchteil des Geldes kosten,

das sie an die Schlepper bezahlen müssen. Schuld daran ist die EU-

Richtlinie 2001/51/EG: Fluggesellschaften haften demnach, wenn

Passagiere im Zielland wegen fehlender Papiere abgewiesen wer-

den. Sie müssen die Kosten für die Rückreise übernehmen, ein Ri-

siko, auf das sich die Fluglinien nicht einlassen wollen. Somit sind

die Flüchtenden gezwungen über den Land- oder Seeweg einzurei-

sen. Ein legales Visum für den Schengenraum gibt es nur für Tou-

rist_innen, Studierende oder Personen, die schon einen Arbeitsver-

trag vorweisen können. Regelungen für Flüchtende existieren nicht,

sodass diese gezwungen sind, sich heimlich durch Europa zu bewe-

Türkei: 2.720.000

Syrische Flüchtlinge in den Nachbarländern

Libanon: 
1.070.000

Irak: 
245.000

Syrien

Jordanien: 
640.000

Aktuelle Fluchtbewegungen: 
»Flucht bedeutet ständige Lebensgefahr« 
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gen. Mit falschen Papieren und durch Bezahlung von Schleppern.

Diese arbeiten mittlerweile hochprofessionalisiert (sie organisieren

Grenzgänge per Facebook und Smartphone) und je illegaler und

schwieriger die Einreise nach Europa wird, umso höhere Summen

verdienen sie. Den meisten Schleppern sind die Flüchtenden egal:

Oft werden die Menschen in Booten oder Lkw zurückgelassen,

wenn die Schlepper kurz davor sind, erwischt zu werden. Im Som-

mer 2015 sind 71 Personen in einem verschlossenen Lkw, der ver-

mutlich von Schleppern abgestellt wurde, gestorben. Menschen-

rechtsorganisationen fordern daher eine Legalisierung der Flucht-

wege, um Flüchtende vor Schlepperbanden zu schützen. Um nach

Europa zu kommen, gibt es zwei Hauptwege: die Mittelmeerrouten

und die sogenannten Balkanrouten.

Mittelmeerrouten: Es gibt verschiedene Routen über das Mittel-

meer, einmal quer hindurch (»zentrale Mittelmeerroute«), von Li-

byen in Richtung Malta oder der italienischen Insel Lampedusa, von

Ägypten nach Süditalien oder von der Türkei aus nach Griechen-

land, Zypern oder Bulgarien. Die Schlepperboote werden dabei

überladen und sind unzulänglich seetauglich – im Mittelmeer sind

seit dem Jahr 2000 schätzungsweise 27.000 Menschen ertrunken.

Im Oktober 2013 ertranken bei einem größeren Unglück 500 Flüch-

tende vor Lampedusa. Daraufhin startete die italienische Marine

die Rettungsaktion »Mare Nostrum«, bei der innerhalb eines Jahres

130.000 Schiffbrüchige gerettet werden konnten. Die Aktion wurde

Ende 2014 eingestellt, weil sich die anderen EU-Staaten nicht an

der Finanzierung beteiligen wollten. Stattdessen entwickelten die

EU-Mitgliedsstaaten gemeinsam die sogenannte »Operation Tri-

ton«. Durchgeführt wird diese von der EU-Grenzschutzagentur Fron-

tex. »Statt mehr Seenotrettung droht ein starker Fokus auf Grenz-

kontrolle und Abwehr«, kritisiert die Menschenrechtsorganisation

Pro Asyl. »Triton wird in der Regel nur bis etwa 30 Seemeilen vor

der italienischen Küste und vor Lampedusa patrouillieren. Mare

Nostrum ist demgegenüber in der Vergangenheit bis nahe an die

libysche Küste herangefahren, die knapp 160 Seemeilen von Lam-

pedusa entfernt ist. Das Rettungsgebiet wird also drastisch verklei-

nert: Noch mehr Tote sind die absehbare Folge.« Kritiker_innen

sehen in »Triton« eher eine Abschreckungs- als eine Rettungsaktion.

Landrouten: Mit der Schließung der Grenze zu Österreich am

13. September 2015 und der Abschottung Ungarns zwei Tage spä-

ter, wurde die sogenannte Balkanroute einmal mehr in den Mittel-

punkt gerückt. Diese Route führte von der Türkei über Griechen-

land, die westlichen Balkanstaaten Serbien und Mazedonien nach

Ungarn und von dort über Österreich nach Deutschland. Mehrere

Wochen sind die Flüchtenden unterwegs, in Autos oder Lkws von

Schleppern, per Zug und nicht selten zu Fuß. Oft sind Alte, Kranke

und kleine Kinder dabei. An den Grenzen sind sie Repressionen

ausgesetzt und wissen oft nicht, wie es weitergehen wird. Neben

Ungarn haben auch Bulgarien und Mazedonien begonnen ihre

Grenzen mit einem Zaun zu sichern, sodass die Flucht immer ge-

fährlicher wird.

Angekommen in Deutschland… und dann?

Haben es die Flüchtenden nach Deutschland geschafft, werden sie

in Turnhallen, Containern und Zelten untergebracht. Sie bekommen

Kleidung, Decken und Betten in Form von Sachleistungen, außer-

dem ein Taschengeld. Erwachsene bekommen 143 Euro Bargeld,

Paare und Kinder etwas weniger – keine 4.000, Euro wie manche

Populist_innen behaupten. Sie bekommen eine medizinische Ver-

sorgung, allerdings erhalten sie keine aufwendigen Behandlungen.

Pro Asyl schreibt, dass die Unterbringung in Sammelunterkünften

keine Lösung darstellt: »Sie verhindern Integration und sind oft sehr

teuer. Eine Notunterbringungsstruktur ruft zudem schnell private

Profiteure auf den Plan, die weniger die sozialen Aufgaben als ihre

Gewinne im Auge haben. Setzt man dagegen auf die kontinuierli-

che Integration von Flüchtlingen in den Wohnungsmarkt, wird man

nicht nur den Menschen besser gerecht, auch der kommunale

Fluchtrouten nach Westeuropa
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Handlungsspielraum weitet sich aus und Kosten werden gespart.«

Pro Asyl ergänzt außerdem, dass diese Form der Unterbringung

weitere Folgen hat: »Entnormalisierung der Lebenslage, Verlust an

Privatsphäre, unnötige Beschränkung der privaten Planung, oft Iso-

lation in den Kommunen. Langfristige Lagerunterbringung schädigt

Gesundheit, gerade besonders der Schutzbedürftigen, wie etwa

traumatisierten Flüchtlingen.«

Durch die Menge der Asylanträge kommt das BAMF mit der Bear-

beitung nicht hinterher. Während sich Land und Kommunen um die

Unterbringung und Versorgung von Geflüchteten kümmern, ist der

Bund für die Abwicklung der Anträge zuständig. Ein Asylantrag

kann beim BAMF gestellt werden. Asylsuchende werden von Be-

schäftigten zu ihren Fluchtgründen befragt und müssen ihre Verfol-

gung begründen. Dabei werden die Befragungen teilweise sehr

intim, sie müssen ihren Werdegang und die Verfolgung detailliert

schildern. Wird über ihren Antrag positiv entschieden (2014 dau-

erte das ganze Verfahren im Schnitt 5,4 Monate, heute um einiges

länger), bekommen sie zunächst eine Aufenthaltsgenehmigung für

drei Jahre. Nach dieser Zeit gibt es eine erneute Überprüfung.

»[Wir] fordern die menschenwürdige Unterbringung und die Einhal-

tung qualitativer Mindeststandards sowohl in Erstaufnahme- wie in

Übergangseinrichtungen. Dort bedarf es ausreichend sanitärer Ein-

richtungen sowie eine vollwertige Versorgung mit Wasser und Nah-

rungsmitteln. Unterkünfte müssen über eine infrastrukturelle Anbin-

dung (ÖPNV, Einkaufsmöglichkeiten, Schulen etc.) verfügen. […]

Wir fordern insgesamt eine ausreichende Finanzierung der Kommu-

nen über den Bund und eine Aussetzung der Schuldenbremse. […]

Um die Integration und Teilhabe von Geflüchteten zu verbessern,

sind barrierefreie und faire Zugänge zu Bildung, Ausbildung und Ar-

beitsmarkt unerlässlich. Wir fordern die Einstellung diskriminieren-

der Praktiken wie der Vorrangprüfung und der Wartezeiten für die

Aufnahme von Ausbildung und Arbeit. Die Anerkennung schuli-

scher, universitärer und beruflicher Qualifikationen, die in den Her-

kunftsländern erworben wurden, stellt eine große Aufgabe dar, die

möglichst unbürokratisch gelöst werden muss.« (Aus der Resolution

der DGB-Jugend)

Einsatz von Geflüchteten als Lohndrücker_innen

Geflüchtete haben es aufgrund mangelnder Deutschkenntnisse und

Vorurteilen ungleich schwerer, einen Job zu finden. Zudem ist Ar-

beitgebern das Verfahren der Vorrangprüfung oft zu langwierig und

kompliziert, sodass der Zugang zum Arbeitsmarkt für Geflüchtete

strukturell mit hohen Hürden verbunden ist. Häufig bekommen

Asylbewerber_innen ihren Aufenthaltstitel nur zeitlich befristet,

was ebenfalls ein Hindernis ist, einen Job zu finden. Außerdem ist

die Anerkennung beruflicher oder akademischer Qualifikation aus

den Herkunftsländern häufig ein Problem. Aufgrund dieser schlech-

ten Ausgangslage führen Geflüchtete, wenn sie überhaupt Arbeit

finden, häufiger Helfertätigkeiten aus. Manchmal werden dabei

kaum Arbeitsstandards eingehalten, und nicht selten wird der Min-

destlohn zum Beispiel durch Werkverträge umgangen. Hinzu kom-

men Probleme, mit denen wir alle zu kämpfen haben: Wer kümmert

sich beispielsweise tagsüber um die Kinder, wenn trotz Rechtsan-

spruch nicht ausreichend Betreuungsplätze in den überlasteten

Kommunen vorhanden sind?

»Es darf nicht sein, dass Arbeitgeber die aktuelle Flüchtlingssitua-

tion missbrauchen, um Lohndumping zu betreiben. Besonders For-

derungen nach der Aufhebung des Leiharbeitsverbots oder der Ab-

senkung des Mindestlohns und von Standards auch für andere Be-

schäftigungsarten (z.B. Praktika und Freiwilligendienste) für Asylbe-

werber_innen und Geduldete lehnen wir entschieden ab, weil

Aufgrund der Verzögerung in der Antragsbearbeitung müssen die

Geflüchteten vor allem eines: Warten. Sie dürfen in den ersten drei

Monaten ihrer Ankunft nicht arbeiten, in den folgenden zwölf Mo-

naten dürfen sie nur arbeiten, wenn es keine anderen Kandidat_in -

nen für die Stelle gibt. Durch die sogenannte »Vorrangprüfung«

haben andere EU-Bürger_innen zunächst das Anrecht auf die

Stelle, nur wenn es in den Datenbanken der Arbeitsagenturen kei-

nen entsprechenden Kandidat_innen gibt, dürfen sich Geflüchtete

darauf bewerben. Das aber auch nur dann, wenn sie zuvor vom Ar-

beitsamt eine Arbeitserlaubnis ausgestellt bekommen haben. Diese

wiederum gibt es nur, wenn sie eine schriftliche Zusage eines Ar-

beitgebers haben, eingestellt zu werden… Vielen Arbeitgeber_in -

nen ist dieses Verfahren zu umständlich und langwierig, sodass die

Geflüchteten kaum Chancen auf eine Anstellung haben. Erst nach

15 Monaten dürfen sich die Geflüchteten normal auf Stellen bewer-

ben. Integrationspolitisch heißt das, dass sie erst nach über einem

Jahr in Deutschland die Möglichkeit haben, sich über Arbeit zu inte-

grieren.

Politische Folgen aus gewerkschaftlicher  Perspektive:
»Integration durch Arbeit und Ausbildung« 
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damit neue Missbrauchsmöglichkeiten entstehen, die zu einer wei-

teren Spaltung des Arbeitsmarktes und der Arbeitnehmerschaft füh-

ren würden«, schreibt die DGB-Jugend in ihrer Resolution. Wenn

Geflüchtete als Lohndrücker_innen missbraucht werden, schadet

das allen Arbeitnehmer_innen, weil auch sie ihre Arbeitskraft billi-

ger verkaufen müssen und noch weniger zum Leben haben. Schon

heute muss eine große Anzahl von Menschen in Deutschland meh-

rere Stellen annehmen, um genug Einkommen für sich und ihre Fa-

milien zu haben. 

Solidarität statt Konkurrenz

Es ist leider Realität, dass Arbeitgeber insbesondere im Niedrig-

lohnsektor beschäftigte Geflüchtete als Lohndrücker gegen ihre

deutschen Kolleg_innen einsetzen wollen. Und es entspricht auch

der Realität, dass die Plätze in Kitas angesichts Hunderttausender

minderjähriger Geflüchteter dieses Jahr knapper und die Schulklas-

sen wieder voller werden. Die von rechten Protestbewegungen wie

Pegida und rassistischen Parteien befeuerte Hetze, dass die in

Deutschland Schutz suchenden Geflüchteten an Lohnsenkungen,

Arbeitslosigkeit und Sozialabbau Schuld seien, ist dabei aber nichts

als der Versuch einer Spaltung. Denn die Ursachen für steigende so-

ziale Ungleichheit in Deutschland wie beispielsweise die Einführung

von Hartz IV, die Verlängerung des Renteneintrittsalters auf 67

Jahre oder auch die Privatisierung der öffentliche Daseinsvorsorge

(z.B. Krankenhäuser) hat nichts mit Einwanderung oder Geflüchte-

ten zu tun. Es handelt sich dabei um wirtschaftliche Umverteilungs-

prozesse von unten nach oben. Wenn Geflüchtete von Sozialleistun-

gen ausgeschlossen werden, heißt das noch lange nicht, dass plötz-

lich der Mindestlohn erhöht wird, die Renten steigen oder mehr

Kindergärten öffnen. »Auch die Rechnung, dass die Versorgung von

Flüchtlingen Arme noch ärmer mache, geht nicht auf: Kämen tat-

sächlich weniger Flüchtende, bekäme ein arbeitsloser Hartz-IV-

Empfänger nicht einen Cent mehr, geringe Löhne würden deshalb

nicht steigen, und Mittelständler hätten nicht weniger Angst vor

dem sozialen Absturz. Hinter diesen Sorgen steht nämlich ein ande-

res Problem: »Die wachsende Ungleichheit zwischen Arm und

Reich«, schreibt Pro Asyl. Es ist der allgemeine Mangel an Tarifbin-

dung,  Arbeitsplätzen, an Kinderbetreuung, an der Unterfinanzie-

rung des Sozial- und Gesundheitswesens und der Kommunen, der

schlecht für uns UND schlecht für die Geflüchteten ist. Wir sitzen

dabei alle im selben Boot. Deswegen »unterstützen [wir] ausdrück-

lich sämtliche integrationsfördernde Maßnahmen in den Arbeits-

markt, wie z.B. die Erweiterung von tarifvertraglichen Regelungen

für Geflüchtete« (DGB-Jugend). Wenn wir Spaltung Solidarität ent-

gegensetzen und gemeinsam für bessere Arbeitsbedingungen, Ta-

rifverträge, Finanzierung von Kommunen und Kitaplätze kämpfen,

können wir die Situation aller verbessern und die Ungleichheit zwi-

schen Arm und Reich verringern.

»Die Aufnahme und Integration von Geflüchteten ist eine gesamt-

gesellschaftliche Aufgabe. Wie groß die Herausforderung für Län-

der und Kommunen, für Politik, Zivilgesellschaft und Wirtschaft

auch sein mag, schnell auf die steigenden Flüchtlingszahlen zu rea-

gieren: Alle Akteure müssen es als ihre Aufgabe ansehen, eine

menschenwürdige Unterbringung, Versorgung und Integration zu

gewährleisten«, heißt es in der Resolution der DGB-Jugend.
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DGB Bildungswerk: Migration Online

Der Bereich Migration & Gleichberechtigung ist ein Arbeitsbereich

im Bildungswerk des Bundesvorstandes des Deutschen Gewerk-

schaftsbundes. Damit Migranten und Migrantinnen im Einwande-

rungsland Deutschland gleichberechtigt teilhaben an gesellschaftli-

chen Prozessen, aktiv mitreden, mitgestalten, mitentscheiden,

braucht es Bildungsangebote, Beratung und Information. Dabei

geht es nicht nur um Chancengleichheit, sondern auch um die Teil-

habe an Debatten und Entscheidungen zur Steuerung von politi-

schen Prozessen

› http://migration-online.de

Materialien
DGB-Handreichung »Flucht. Asyl.

Menschenwürde«

Die Broschüre richtet sich an gewerk-

schaftlich Aktive richtet und  informiert

über Zahlen, Daten und Fakten sowie

über rechtliche Bedingungen, insbeson-

dere beim Zugang zu Beschäftigung für

Geflüchtete.

› www.gew.de/migration/

aktuelles/detailseite/neuigkeiten/dgb-handreichung-flucht-

asyl-menschenwuerde-erschienen/

Fakten und Argumente 

gegen Vorurteile

»Wir können doch nicht ganz Afrika auf-

nehmen«: Wo immer es um Asylsuchende

geht, fallen solche Sätze – Sätze, die auf

absoluter Ahnungslosigkeit und oft auf

rassistischen Vorurteilen gründen. Aber

was  entgegnen, wenn der Nachbar so da-

herredet? Eine neue Broschüre von Pro

Asyl und der Amadeu- Antonio-Stiftung gibt Auskunft. 

› www.proasyl.de/de/news/detail/news/neue_broschuere_

fakten_und_argumente_gegen_vorurteile/ 

Resolution #RefugeesWelcome

In der Resolution #RefugeesWelcome die der DGB Bundesjugend-

ausschuss am 7. Oktober 2015 beschlossen hat, nimmt die Gewerk-

schaftsjugend Stellung zu aktuellen gesellschaftlichen, wirtschaftli-

chen und politischen Herausforderungen der Flüchtlingssituation. 

› http://jugend.dgb.de/-/pkm

6. Zum Weiterlesen:
Buchtipps und Webseiten 

Webseiten
Pro Asyl

Pro Asyl ist eine unabhängige Menschenrechtsorganisation, die

sich seit mehr als 25 Jahren für die Rechte verfolgter Menschen in

Deutschland und Europa einsetzt. Neben Öffentlichkeitsarbeit, Re-

cherchen und der Unterstützung von Initiativgruppen begleitet Pro

Asyl Geflüchtete in ihren Asylverfahren und steht ihnen mit konkre-

ter Einzelfallhilfe zur Seite. 

› www.proasyl.de

Informationsverbund Asyl und Migration

Der Informationsverbund Asyl und Migration e. V. ist ein Zusam-

menschluss von in der Geflüchteten- und Migrationsarbeit aktiven

Organisationen. Gemeinsames Ziel ist es, für die Beratungs- und

Entscheidungspraxis relevante Informationen zugänglich zu ma-

chen. Träger des Informationsverbunds Asyl und Migration sind:

Amnesty International, Arbeiterwohlfahrt, Deutscher Caritasver-

band, Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes

Kreuz, Diakonisches Werk der EKD, Pro Asyl, Zentralwohlfahrtsstelle

der Juden in Deutschland. Darüber hinaus kooperiert der Informati-

onsverbund Asyl und Migration mit UNHCR.

› www.asyl.net

Karawane

Die Karawane für die Rechte der Geflüchteten und Migrant_innen

ist ein Netzwerk, das sich aus Einzelpersonen, Gruppen und Organi-

sationen von Geflüchteten, Migrant_innen und Deutschen zusam-

mensetzt. Sie sind engagiert im Kampf für soziale und politische

Rechte, Gleichheit und Respekt für die fundamentalen Menschen-

rechte.

› www.thecaravan.org

Faire Mobilität

Das Projekt Faire Mobilität unterstützt die Durchsetzung gerechter

Löhne und fairer Arbeitsbedingungen über Länder grenzen hinweg.

Dabei knüpft das Projekt an die Zusam menarbeit mit Partnern im

Europäischen Gewerkschaftsbund und in den interregionalen Ge-

werkschaftsräten an. Die Arbeit des Projekts beinhaltet Beratungs-

angebote in Beratungsstellen, Seminare und Fortbildungen, Work-

shops und die Sammlung von Infos.

› www.faire-mobilitaet.de
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